
896 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des NationalratesXV. GP 

1981 11 25 

Regierungsvorlage 

dem 
Bundesgesetz vom xxxxx:xxx~ mit 

das Opferfürsorgegesetz geändert wird 
(27. Opferfürsorgegesetznovelle) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Opferfürsorgegesetz; BGBI. Nr.183/1947, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 582/1980; wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 lit. d hat zu lauten: 

"d) der Verlust oder die Minderung des Einkom­
mens um mindestens die Hälfte gegenüber dem 
Zeitpunkte vor der gesetzten Maßnahme, wenn 
diese in ihrer Auswirkung mindestens dreieinhalb 
Jahre gedauert hat; als Opfer der politischen Ver­
folgung gilt auch die Witwe (der Witwer) oder die 
Lebensgefährtin (der Lebensgefährte) eines Opfers, 
bei dem die angeführte Schädigung eingetreten ist, 
wenn das Opfer im Zeitpunkte der gesetzten Maß­
nahme ihren (seinen) Lebensunterhalt bestritten 
hat," 

2. § 1 Abs. 3lit. a und b haben zu lauten: 

"a) die Witwe (der Witwer) nach einem der im 
Abs. 1 lit. abis c und im Abs. 2 lit. a genannten 

, Opfer, 

b) 'die Lebensgefährtin (der Lebensgefährte), 
Eltern, Großeltern, Stiefeltern und Pflegeeltern 
nach den im Abs. 1 lit. abis c und im Abs. 2 lit. a 
genannten Opfern, ferner eheliche und uneheliche 
Kinder, Stiefkinder, Enkel und elternlose Geschwi­
ster nach den im Abs. 1 lit. abis c und im Abs. 2 
lit. a genannten Opfern bis zum Ablauf des Jahres, 
in dem sie das 24. Lebensjahr vollendet haben, 
unter der Voraussetzung, daß das Opfer den 
Lebensunterhalt der genannten Personen zur 
Gänze oder zum überwiegenden Teil bestritten hat, 
oder wenn das Opfer, falls es noch am Leben wäre, 
auf Grund gesetzlicher Verpflichtung den Lebens­
unterhalt dieser Personen bestreiten müßte; das 
gleiche gilt, wenn zur Leistung des Lebensunterhal­
tes der vorstehend genannten Personen gesetzlich 

Verpflichtete nicht vorhanden oder zwar vorhan­
den, aber zu diesen Leistungen nicht fähig sind und 
das Opfer, wenn es noch am Leben wäre, auf 
Grund sittlicher Verpflichtung deren Lebensunter­
halt bestreiten müßte," 

3. § 6 Z 5 hat zu lauten: 

,,5. Für Zwecke der Fürsorge für die Inhaber 
einer Amtsbescheinigung oder eines Opferauswei­
ses, deren Witwen, Witwer, Waisen, Kinder, hinter­
bliebene Lebensgefährtinnen und Lebensgefährten 
sowie für Personen, die, ohne Inhaber einer Amts­
bescheinigung zu sein, wiederkehrende Leistungen 
nach dem Opferfürsorgegesetz beziehen oder die 
bis zur Vollendung des 24. Lebensjahres Inhaber 
einer Amtsbescheinigung oder eines Opferauswei­
ses als Hinterbliebene (§ 1 Abs. 3 lit. bund d) 
waren, sowie für Zwecke der Information dieses 
Personenkreises sind die erforderlichen Mittel aus 
dem Ausgleichstaxfonds (§ 10 Abs. 1 des Invaliden­
einstellungsgesetzes 1969) unter Bedachtnahme auf 
den bedürftigen Personenkreis mit einem Gesamt­
betrag von 5 Millionen Schilling zum ersten Jänner' 
eines jeden Jahres im vorhinein bereitzustellen. An 
die Stelle dieses Betrages tritt mit Wirkung vom 
1. Jänner 1982 und in der Folge vom 1. Jänner eines 
jeden Jahres der unter Bedachtnahme auf die 
Bestimmung des § 11 a vervielfachte Betrag. Vor 
Gewährung der Fürsorgernaßnahmen ist die Opfer­
fürsorgekommission (§ 17) anzuhören." 

4. §,11 Abs. 5 bis 7 haben zu lauten: 

,,(5) Die Unterhaltsrente ist zur Sicherung des 
Lebensunterhaltes an Inhaber einer Amtsbescheini­
gung auf die Dauer und in dem Ausmaß zu leisten, 
als deren Einkommen die Höhe der Unterhalts­
rente nicht erreicht. Die Unterhaltsrente beträgt 
monatlich für 

a) anspruchsberechtigte Opfer ..... " 5 947 S, 
b) anspruchs berechtigte Hinterblie-

bene . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 5 222 S, 
c) anspruchsberechtigte Opfer, die 

verheiratet sind oder für eine 
Lebensgefährtin (einen Lebensge-
fährten) sorgen. . . . . . . . . . . . . . . .. 7 494 S. 
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2 896 ,der Beilagen 

Haben beide Ehegatten (Lebensgefährten) 
Anspruch auf Unterhaltsrente, gebührt Unterhalts­
rente nach lit. c nur einem Ehegatten (Lebensge­
fährten). An die Stelle der angeführten Beträge tre­
ten mit Wirkung vom 1. Jänner 1983 und in der 
Folge vom 1. Jänner eines jeden Jahres die unter 
Bedachtnahme auf die Bestimmung des § 11 a ver­
vielfachten Beträge. 

(6) Witwen (Witwer), Lebensgefährtinnen 
(Lebensgefährten) und Waisen nach Opfern, die 
unmittelbar vor dem Tod im Bezug einer Opfer­
rente entsprechend einer Minderung der Erwerbs­
fähigkeit von mindestens 60 vH gestanden sind, 
erhalten, ohne daß ein Anspruch auf Zuerkennung 
einer Amtsbescheinigung gegeben ist, Hinterbliebe­
nenrente gemäß Abs. 3 und Unterhalts rente gemäß 
Abs.5. 

(7) Witwen (Witwer), Lebensgefährtinnen 
(Lebensgefährten) und Waisen nach Inhabern einer 
Amtsbescheinigung erhalten bei Bedürftigkeit eine 
Beihilfe im Höchstausmaß der nach Abs. 5 gebüh­
renden Unterhaltsrente. Die Beihilfe ist insoweit zu 
leisten, als das Einkommen der Witwe (des Wit- . 
wers) oder der Lebensgefährtin (des Lebensgefähr­
ten) beziehungweise der Waise das Ausmaß der 
Unterhalts rente iuzüglich eines Betrages von zwei 
Dritteln der Hinterbliebenenrente nicht erreicht. 
Sie gebührt mindestens im Betrag von 50 S monat­
lich." 

5. § 11 a Abs. 1 bis 3 haben zu lauten: 

,,(1) Dei: Bundesminister für soziale Verwaltung 
hat den für den Bereich des Allgemeinen Sozialver­
sicherungsgesetzes 1955, BGBL Nr. 189, festgesetz­
ten Anpassungsfaktor auch für den Bereich des 
Opferfürsorgegesetzes mit Verordnung für ver­
bindlich zu erklären. Der aus dem Ausgleichstax­
fonds bereitgestellte Betrag (§ 6 Z 5), die Zulage 
(§ 11 Abs. 2), die Unterhaltsrenten(§ 11 Abs. 5) 
und das Sterbegeld (§ 12 a) sind mit Wirkung vom 
1. Jänner eines jeden Jahres mit diesem Anpas­
sungsfaktor zu vervielfachen. 

(2) Die Anpassung ist in der Weise vorzuneh­
men, daß die in den §§ 6 Z 5 und 11 Abs. 2 ange­
führten Beträge mit Wirkung vom 1. Jänner 1982, 
die im § 11 Abs. 5 angeführten Beträge mit Wir­
kung vom 1. Jänner 1983 und die im § 12 a Abs. 1 
angeführten Beträge mit Wirkung vom 1. Jänner 
1978 mit dem jeweiligen Anpassungsfaktor (Abs. 1) 
zu vervielfachen und sodann auf volle Schillingbe­
träge zu runden sind. Mit Wirkung vom 1. Jänner 
der folgenden Jahre ist der Vervielfachung der für 
das jeweils vorangegangene Jahr ermittelte Betrag 
zugrunde zu legen. 

(3) Der Bundesminister für soziale Verwaltung 
hat die sich aus Abs. 2 ergebenden Beträge für jedes 
Jahr durch Verordnung festzustellen." 

6. Im § 11 b Abs. 1 zweiter Satz ist das Wort 
"Führhundzulage" durch das Wort "Blindenführ­
zulage" zu ersetzen. 

7. § 15 Abs. 8 hat zu lauten: 

,,(8) Eine wegen des Erlösehens der Anspruchs­
berechtigung im Sinne des Abs. 1 lit. beingestellte 
Hinterbliebenenrente wird frühestens nach Ablauf 
von zweieinhalb Jahren auf Antrag wiedergewährt, 
wenn die Witwe (der Witwer) oder die Lebensge­
fährtin (der Lebensgefährte) die österreichische 
Staatsbürgerschaft besitzt und 

1. die neue Ehe durch den Tod des Ehegatten 
oder durch Scheidung oder Aufhebung aufge­
löst oder für nichtig erklärt wurde und die 
Auflösung der Ehe nicht aus dem alleinigen 
oder überwiegenden Verschulden der Ehefrau 
(des Ehemannes) erfolgte oder bei Nichtiger­
klärung der Ehe die Ehefrau (der Ehemann) 
als schuldlos l1nzusehen ist, wenn und inso­
lange aus dieser Ehe kein den notwendigen 
Lebensunterhalt deckender Anspruch auf Ver­
sorgung (Unterhalt) erwachsen ist; 

2. die neue Lebensgemeinschaft durch den Tod 
des Lebensgefährten (der Lebensgefährtin) 
aufgelöst wurde und aus dieser Lebensge­
meinschaft keine den notwendigen Lebensun­
terhalt deckenden Einkünfte zufließen. 

Zur Hinterbliebenenrente wird über Antrag Unter­
haltsrente nach Maßgabe der Bestimmungen des 
§ 11 Abs. 5, 8 und 14 gewährt." 

Artikel 11 

Wurde eine Hinterbliebenenrente auf Grund der 
bis zum 31. Dezember 1981 geltenden Fassung des 
§ 38 Abs. 1 KOVG 1957 abgefertigt, so lebt der 
Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung frühe­
stens nach Ablauf des der Berechnung des Abferti­
gungsbetrages zugrunde liegenden ,Zeitraumes wie­
der auf. 

Artikel III 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1982 
in Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist der Bundesminister für soziale Verwaltung 
betraut. 
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896 der Beilagen 3 

VORBLATT 

1. Problem: 

a) Berücksichtigung der im Familienrecht bereits verwirklichten Gleichstellung der Geschlechter im 
Versorgungsrecht der Opferfürsorge. 

b) Absicherung des bedürftigsten Personenkreises der Opfer und Hinterbli~benen gegen die Auswir­
kung der Teuerung. 

2. Ziel: 

a) Alle für den Anspruch auf Versorgungsleistungen maßgebenden Bestimmungen sollen die den 
Grundsätzen der Gleichheit und Partnerschaft entsprechende geschlechtsneutrale Fassung erhalten. 

b) Die für diesen Personenkreis vorgesehenen einkommensabhängigen Geldleistungen sollen entspre­
chend angehoben werden. 

3. Inhalt: 

a) Völlige Gleichstellung der Geschlechter hinsichtlich 
aa) der für den Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung maßgebenden Anspruchsberechtigung 

(§ 1 Abs. 3), . 
bb) der Versorgungsansprüche, die nicht an die Anerkennung der Anspruchsberechtigung als Hin­

terbliebene (siehe aa) gebunden sind. 
b) Anhebung der Unterhaltsrentenbeträge im Ausmaß der im Bereiche der Sozialversicherung beab-

sichtigten Erhöhung der Ausgleichszulagenrichtsätze. . 

4. Kosten: 

Annähernde Kosten für 1982 (Schätzung) 2,4 Millionen Schilling. 
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4 896 der Beilagen. 

Erläuterungen 

Mit der vorliegenden Novelle zum Opferfürsor­
gegesetz soll dem im bürgerlichen Personenrecht 
geltenden Prinzip der rechtlich.en Gleichstellung 
von Mann und Frau auf dem Gebiete der Opferfür­
sorge Rechnung getragen werden. Wegen der 
Besonderheit der anspruchsbegründenden Tatbe­
stände ist das Versorgungsrecht der Opferfürsorge 
schon derzeit weitgehend geschlechtsneutral 
gefaßt. Die im Bereiche der Versorgung doch noch 
bestehenden Abweichungen vom Grundsatz der 
Gleichbehandlung sollen durch die vorliegende 
Novelle beseitigt werden. 

Weiters ist vorgesehen, die einkommensabhängi­
gen dem Lebensunterhalt dienenden Versorgungs­
leistungen für das Jahr 1982 mit dem Faktor 1,064 
zu vervielfachen. Dies entspricht der beabsichtigten 
außerordentlichen Erhöhung des Richtsatzes im 
Bereiche des Allgemeinen Sozialversicherungsge­
setzes. 

Die Novelle wird schließlich zum Anlaß genom­
men, den vom Ausgleichstaxfonds für Zwecke der 
Fürsorge jährlich bereitgestellten Betrag künftig der 
Anpassung zu unterziehen und Textangleichungen 
vorzunehmen, die durch Änderungen des Kriegsop­
ferversorglfngsgesetzes erforderlich sind. 

Die Novelle wird mit dem 1. Jänner 1982 in 
Kraft treten und für das Jahr 1982 einen finanziel­
len Mehraufwand' von 2,4 Millionen Schilling 
bedingen, wovon allein 2 Millionen Schilling für 
die außeron;/entliche Erhöhung der einkommensab­
hängigen Versorgungsleistungen erforderlich sind. 
Der Mehraufwand findet im Bundesvoranschlag 
1982 sein.e Deckung. Ein zusätzlicher Personalauf: 
wand wird durch die vorliegende Novelle nicht 
erwachsen. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung die­
ser Regelungen gründet sich auf die Verfassungsbe­
stimmung des Art. I des Bundesgesetzes BGBI. 
Nr. 77/1957 (11. Opferfürsorgegesetznovelle). 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfes 
ist zu bemerken: 

Zu Art. I Z 1 (§ 1 Abs. 2lit. d): 

Die bishe.r nur für Witwen nach einkommensge­
schädigten Opfern unter bestimmten V oraussetzun~ 
gen vorgesehene Anerkennung als Opfer im Sinne 
des § 1 Abs.2 lit. d zweiter Halbsatz ist systema-

tisch zwar unter die originären Ansprüche (Ansprü­
che der Opfer) eingeordnet, stellt jedoch dem 
Wesen nach einen auf die wirtschaftliche Abhän­
gigkeit vom Opfer abgestellten Anspruch Hinter­
bliebener dar, der nunmehr auch dem Witwer ein­
geräumt werden soll. 

Zu Art. I Z 2 (§ 1 Abs. 31it. a und b): 

Während bisher Witwer nur unter bestimmten 
Voraussetzungen als Hinterbliebene nach weibli­
chen Opfern, deren Tod in ursächlichem Zusam­
menhang mit der erlittenen Verfolgung steht, aner­
kannt werden konnten, werden sie nunmehr den 
Witwen völlig gleichgestellt. 

Zu Art. I Z 3 und 5 (§§ 6 Z 5 und 11 a): 

Der für Fürsorgernaßnahmen aus dem Aus­
gleichstaxfonds bereitzustellende Betrag soll zur 
Sicherung seines Wertes wie die wiederkehrenden 
Leistungen der jährlichen Anpassung unterliegen. 
Außerdem soll - analog einer entsprechenden 
Bestimmung im § 10 Invalideneinstellungsgesetz . 
1969 - auch die Information des begünstigten Per­
sonenkreises aus Mitteln des Ausgleichstaxfonds 
finanziert werden können. 

Zu Art. I Z 4 und 7 (§ 11 Abs. 5 bis 7, § 15 Abs. 8): 

Durch die Anpassung der Unterhaltsrentenbe­
träge im Ausmaße der im Bereiche der Sozialversi­
cherung vorgesehenen außerordentlichen Erhö­

. hung der Ausgleichszulagem:ichtsätze soll Bezie­
hern einkommens abhängiger Versorgungsleistun­
gen (Unterhaltsrenten, Beihilfen) als dem bedürfti­
geren Teil der Anspruchsberechtigten eine Abgel­
tung der für das Jahr 1?82 erwarteten Teuerungs­
rate geboten werden. 

Die Änderung der Bestimmungen des § 11 Abs. 6 
und 7 sichert die Gleichstellung männlicher mit 
weiblichen Hinterbliebenen hinsichtlich des 
Anspruches auf jene Versorgungsleistungen, die 
nicht an die Anerkennung als Hinterbliebener (§ 1 
Abs. 3)' gebunden sind. 

Außerdem ist die Bestimmung des § 15 Abs.8 
wegen einer Änderung der im § 38 Abs. 1 KOVG 
1957 vorgesehenen Berechnungsgrundlage für die 
Abfertigung der Witwen (Witwer) rente neu zu fas­
sen. 

896 der Beilagen XV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)4 von 8

www.parlament.gv.at



Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung 

§ lAbs.2lit. d: 
d) der Verlust oder die Minderung des Einkommens um mindestens die 

Hälfte gegenüber dem Zeitpunkte vor der gesetzten Maßnahme, wenn 
diese in ihrer Auswirkung mindestens dreieinhalb Jahre gedauen hat; als 
Opfer der politischen Verfolgung gilt auch die Witwe oder die Lebensge­
fähnin eines Opfers, bei dem die angefühne Schädigung eingetreten ist, 
wenn das Opfer im Zeitpunkte der gesetzten Maßnahme ihren Lebensun­
terhalt bestritten hat, 

§ 1 Abs. 3 lit. a und b: 
a) . die Witwe nach einem der im Abs .. 1 lit. abis c und im Abs. 2 lit. a genann­

ten Opfer, 
b) der Witwer, die Lebensgefähnin (der Lebensgefährte), Eltern, Großeltern, 

Stiefeltern und Pflegeeltern nach den im Abs. 1 lit, abis c und im Abs. 2 
lit. a genannten Opfern, ferner eheliche und uneheliche Kinder, Stiefkin­
der, Enkel und elternlose Geschwister nach den im Abs. 1 lit. abis c und 
·im Abs. 2 lit. a genannten Opfern, bis zum Ablauf des Jahres, in dem sie 
das 24. Lebensjahr vollendet habep., unter der Voraussetzung, daß das 
Opfer den Lebensunterhalt der genannten Personen zur Gänze oder zum 
überwiegenden Teil bestritten hat, oder wenn das Opfer, falls es noch am 
Leben wäre, auf Grund gesetzlicher Verpflichtungen den Lebensunterhalt 
dieser Personen bestreiten müßte; das gleiche gilt, wenn zur Leistung des 
Lebensunterhaltes der vorstehend genannten Personen gesetzlich Ver­
pflichtete nicht vorhanden oder zwar vorhanden, aber zu diesen leistun­
gen nicht fähig sind und das Opfer, wenn es noch am Leben wäre, auf 
Grund sittlicher Verpflichtung deren Lebensunterhalt bestreiten müßte, 

§ 625: 
5. Für Zwecke der Fürsorge für die Inhaber einer Amtsbescheinigung oder 

eines Opferausweises, deren Witwen, Waisen, Kinder, hinterbliebene 
Lebensgefähnen und Lebensgefähninnen sowie für Personen, die, ohne 
Inhaber einer Amtsbescheinigung zu sein, wiederkehrende Leistungen nach 
dem Opferfürsorgegesetz beziehen oder die bis zur Vollendung des 
24. Lebensjahres Inhaber einer Amtsbescheinigung oder eines Opferaus­
weises als Hinterbliebene (§ 1 Abs. 3 lit. bund d) waren, sind die erforderli­
chen Mittel aus dem Ausgleichstaxfonds (§ 10 Abs. 1 des Invalideneinstel-

Vorgeschlagene Fassung 

§ 1 Abs. 2 lit. d: 
d) der Verlust oder die Minderung des Einkommens um mindestens die 

Hälfte gegenüber dem Zeitpunkte vor der gesetzten Maßnahme, wenn 
diese in ihrer Auswirkung mindestens dreieinhalb Jahre gedauen hat; als 
Opfer der politischen Verfolgung gilt auch die Witwe (der Witwer) oder 
die Lebensgefähnin (der Lebensgefähne) eines Opfers, bei dem die ange­
fühne Schädigung eingetreten ist, wenn das Opfer im Zeitpunkte der 
gesetzten Maßnahme ihren (seinen) Lebensunterhalt bestritten hat, 

§ 1 Abs. 3lit. a und b: 
a) die Witwe (der Witwer) nach einem der im Abs. 1 lit. abis c und im Abs. 2 

lit. a genannten Opfer, 
b) die Lebensgefähnin (der Lebensgefähne), Eltern, Großeltern, Stiefeltern 

und Pflegeeltern nach den im Abs. 1 lit. abis c und im Abs. 2 lit. a genann­
ten Opfern, ferner eheliche und uneheliche Kinder, Stiefkinder, Enkel und 
elternlose Geschwister nach den im Abs. 1 lit. abis c und im Abs. 2 lit. a 
genannten Opfern, bis zum Ablauf des Jahres, in dem sie das 24. lebens­
jahr vollendet haben, unter der Vorau~setzung, daß das Opfer den Lebens­
unterhalt der genannten· Personen zur Gänze oder zum überwiegenden 
Teil bestritt;en hat, oder wenn das Opfer, falls es noch am Leben wäre, auf 
Grund gesetzlicher Verpflichtung den Lebensunterhalt dieser Personen 
bestreiten müßte; das gleiche gilt, wenn zur Leistung des Lebensunterhal­
tes der vorstehend genannten Personen gesetzlich Verpflichtete nicht vor-· 
handen oder zwar vorhanden, aber zu diesen Leistungen nicht fähig sind 
und das Opfer, wenn es noch am Leben wäre, auf Grund sittlicher Ver­
pflichtung deren Lebensunterhalt bestreiten müßte, 

§ 62 5: 
5. Für Zwecke der Fürsorge für die Inhaber einer Amtsbescheinigung oder 

eines Opferausweis~s, deren Witwen, Witwer, Waisen, Kinder, hinterblie­
bene Lebensgefährtinnen und Lebensgefähnen sowie für Personen, die, 
ohne Inhaber einer Amtsbescheinigung zu·sein, wiederkehrende Leistungen 
nach dem Opferfürsorgegesetz beziehen oder die bis zur Vollendung des 
24. Lebensjahres Inhaber einer Amtsbescheinigung oder eines Opferaus­
weises als Hinterbliebene (§ 1 Abs. 3 lit. bund d) waren, sowie für Zwecke 
der Information dieses Personenkreises sind die erforderlichen Mittel aus 
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Geltende Fassung 

lungsgesetzes 1969) unter Bedachtnahmeauf den bedürftigen Personen­
kreis mit einem Gesamtbetrag von 5 Millionen Schilling zum 1. Jänner 
eines jeden Jahres im-vorhinein bereitzustellen. Vor Gewährung der Für-­
sorge maßnahmen ist die Opferfürsorgekommission (§ 17) anzuhören. 

§ 11 Abs. 5 bis 7: 

(5) Die Unterhaltsrente ist zur Sicherung des Lebensunterhaltes an Inhaber 
einer Amtsbescheinigung auf die Dauer und in dem Ausmaß zu leisten, als deren 
Einkommen die Höhe der Unterhaltsrente nicht erreicht. Die Unterhaltsrente 
beträgt monatlich für 

a) anspruchsberechtigte Opfer ..... , . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 5 589 S, 
b) anspruchsberechtigte Hinterbliebene ....................... 4 908 S, 
c) anspruchsberechtigte Opfer, die verheiratet sind 'oder für eine 

Lebensgefährtin (einen Lebensgefährten) sorgen. . . . . .. . . . . ... 7043 S.­
Haben beide Ehegatten (Lebensgefährten) Anspruch auf, Unterhaltsrente, 
gebührt Unterhaltsrente nach lit. c nur einem Ehegatten (Lebensgefährten). An 
die Stelle der angeführten Beträge treten mit Wirkung vom 1. Jänner 1982 und 
in der Folge vom 1. Jänner eines jeden Jahres die unter Bedachtnahme auf die 
Bestimmung des § 11 a vervielfachten Beträge. 

(6) Witwen, Lebensgefährtinnen und Waisen nach Opfern, die unmittelbar vor 
dem Tod im Bezug einer Opferrente entsprechend einer Minderung der 
Erwerbsfähigkeit von mindestens 60 vH gestanden sind, erhalten, ohne daß ein 
Anspruch auf Zuerkennung einer Amtsbescheinigung gegeben ist, Hinterbliebe­
nenrente gemäß Abs. 3 und Unterhaltsrente gemäß Abs. 5. 

(7) Witwen, Lebensgefährtinnen und Waisen nach Inhabern einer Amtsbe­
scheinigung erhalten bei Bedürftigkeit eine Beihilfe im Höchstausmaß der nach 
Abs. 5 gebührenden Unterhaltsrente. Die Beihilfe ist insoweit zu leisten, als das 
Einkommen der Witwe oder Lebensgefährtin beziehungsweise der Waise das 
Ausmaß der Unterhaltsrente zuzüglich eines Betrages von zwei Dritteln der Hin­
terbliebenenrente nicht erreicht. Sie gebührt mindestens im Betrag von 50 S 
monatlich. ' 

Vorgeschlagene Fassung 

dem Ausgleichstaxfonds (§ 10 Abs. 1 des Invalideneinstellungsgesetzes 
1969) unter Bedachtnahme auf den bedürftigen Personenkreis mit einem 
Gesamtbetrag von' 5 Millionen Schilling zum r Jänneieines jeden Jahres 
im vorhinein bereitzustellen. An die Stelle dieses Betrages tritt mit Wirkung 
vom 1. Jänner 1982 und in der Folge vom 1. Jänner eines jeden Jahres der 
unter Bedachtnahme auf die Bestimmung des § 11 a vervielfachte Betrag. 
Vbr Gewährung der Fürsorgernaßnahmen ist die Opferfürsorgekommis­
si on (§ 17) anzuhören. 

§ 11 Abs. 5 bis 7: 

(5) Die Unterhaltsrente ist zur Sicherung des Lebensunterhaltes an Inhaber 
'einer Amtsbescheinigung auf die Dauer und in dem Ausmaß zu leisten, als deren 
Einkommen die Höhe der Unterhaltsrente nicht erreicht. Die Unterhaltsrente 
beträgt monatlich für 

a) anspruchsberechtigte Opfer ....... _ ................. _. . . . ... 5947' S, 
b) anspruchsberechtigte Hinterbjj-ebene ....................... 5 222 S, 
c) anspruchs berechtigte Opfer, die verheiratet sind oder für eine 

Lebensgefährtin (einen Lebensgefährten) sorgen .............. 7494 S. 
Haben beide Ehegatten (Lebensgefährten) Anspruch auf Unterhaltsrente, 
gebührt Unterhaltsrente nach lit. c nur einem Ehegatten (Lebensgefährten). An 
die Stelle der angeführten Beträge treten mit Wirkung vom 1. Jänner 1983 und 
in der Folge vom 1. Jänner eines jeden Jahres die unter Bedachtnahine auf die 
Bestimmung des § 11 a vervielfachten Beträge. 

(6) Witwen (Witwer), Lebensgefährtinnen (Lebensgefährten) und Waisen 
nach Opfern, die unmittelbar vor dem Tod im Bezug einer Opferrente entspre­
chend einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 60 vH gestanden 
sind, erhalten, ohne daß ein Anspruch auf Zuerkennung einer Amtsbescheini­
gung gegeben ist, Hinterbliebenenrente gemäß Abs. 3 und Unterhaltsrente 
gemäß Abs. 5. 

(7) Witwen (Witwer), Lebensgefährtinnen (Lebensgefährten) und Waisen 
nach Inhabern einer Amtsbescheinigung erhalten bei Bedürftigkeit eine Beihilfe 
im Höchstausmaß der nach Abs. 5 gebührenden Unterhaltsrente. Die Beihilfe ist 
insoweit zu leisten, als das Einkommen der Witwe (des Witwers) oder der 
Lebensgefährtin (des Lebensgefährten) beziehungsweise der Waise das Ausmaß 
der Unterhaltsrente zuzüglich eines Betrages von zwei Dritteln der Hinterbliebe­
nenrente nicht erreicht. Sie gebührt mindestens im Betrag von 50 S monatlich. 
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Geltende Fassung 

§ 11 aAbs.l bis 3: 

(1) Der Bundesminister für soziale Verwaltung hat den für den Bereich des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 1955, BGBI. Nr. 189, festgesetzten 
Anpassungsfaktor auch für den Bereich des Opferfürsorgegesetzes mit Verord­
nung für verbindlich zu erklären. Die Zulage (§ 11 Abs. 2), die Unterhaltsrenten 
(§ 11 Abs. 5) und das Sterbegeld (§ 12 a) sind mit Wirkung vom 1. Jänner eines 
jeden Jahres mit diesem Anpassungsfaktor zu vervielfachen. 

(2) Die Anpassung ist in der Weise vorzunehmen, daß die im § 11 Abs. 2 und 
Abs. 5 angeführten Beträge mit Wirkung vom 1. Jänner 1982 \lnd die im § 12 a 
Abs. 1 angeführten Beträge mit Wirkung vom 1. Jänner 1978 mit dem jeweiligen 
Anpassungsfaktor (Abs. 1) zu vervielfachen und sodann auf volle Schillingbe­
träge zu runden sind. Mit Wirkung vom 1. Jänner der folgenden Jahre ist der 
Vervielfachung der für das jeweils vorangegangene Jahr ermittelte Betrag 
zugrunde zu legen. 

(3) Der Bundesminister für soziale Verwaltung hat die sich aus Abs. 2 erge-' 
benden Beträge für die Zulage, die Unterhaltsrenten und das Sterbegeld für 
jedes Jahr durch Verordnung festzustellen. 

§11bAbs.l: 

(1) Die Ansprüche auf Geldleistungen nach diesem Bundesgesetz können, 
sowdt im folgenden nichts anderes bestimmt wird, rechtswirksam nur zur Dek­
kung von gesetzlichen Unterhaltsansprüchen gegen den Versorgungsberechtig-

. ten verpfändet oder gepfändet werden, und zwar mit der Beschränkung, daß der 
nach § 5 des Lohnpfändungsgesetzes 1955, BGBI. Nr. 51, nicht der Pfändung 
unterliegende Betrag, mindestens jedoch die Hälfte der Bezüge freibleiben muß. 
Die Hilfslosenzulage (§ 11 Abs. 12), das Sterbegeld (§ 12 a) und die gemäß § 2 
Abs. 2 in sinngemäßer Anwendung der Bestimmungen des Kriegsopferversor­
gungsgesetzes 1957 zu leistende Pflege- oder Blindenzulage (§§ 18, 19 KOVG. 
1957), Führhundzulage (§ 20 KOVG 1957), Zuschuß (§§ 14 und 46 b KOVG 
1957) sowie das Wäschepauschale (Abschnitt VII der Anlage zu § 32 KOVG 
. 1957) können weder verpfändet noch gepfändet werden. 

Vorgeschlagene Fassung 

§ 11 a Abs. 1 bis 3: 

(1) Der Bundesminister für soziale Verwaltung hat den für den Bereich des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 1955, BGBL Nr. 189, festgesetzten 
Anpassungsfaktor auch für den Bereich des Opfedürsorgegesetzes mit Verord­
nung für verbindlich zu erklären. Der aus dem Ausgleichstaxfondsbereitgestellte 
Betrag (§ 6 Z 5), die Zulage (§ 11 Abs. 2), die Unterhaltsrenten (§ 11 Abs. 5) und 
das Sterbegeld (§ 12 a) sind mit Wirkung vom 1. Jänner eines jeden Jahres mit 
diesem Anpassungsfaktor zu vervielfachen. 

(2)Die Anpassung ist in der Weise vorzunehmen, daß die in den §§ 6 Z 5 und 
11 Abs. 2 angeführten Beträge mit, Wirkung von 1. Jänner 1982, die im § 11 
Abs. 5 angeführten Beträge mit Wirkung vom 1. Jänner 1983 und die im § 12 a 
Abs. 1 angeführten Beträge mit Wirkung vom 1. Jänner 1978 mit dem jeweiligen 
Anpassungsfaktor (Abs. 1) zu vervielfachen und sodann auf volle Schillingbe­
träge zu runden sind. Mit Wirkung vom 1. Jänner der folgenden Jahre ist der 
Vervielfachung der für das jeweils vorangegangene Jahr ermittelte Betrag 
zugrunde zu legen. 

(3) Der Bundesminister für soziale Verwaltung hat die sich aus Abs. 2 erge­
benden Beträge für jedes Jahr durch Verordnung festzustellen. 

§ 11 b Abs. 1: 

(1) Die Ansprüche auf Geldleistungen nach diesem Bundesgesetz können, 
soweit im folgenden nichts anderes bestimmt wird, rechtswirksam nur zur Dek­
kung von gesetzlichen Unterhaltsansprüchen gegen den Versorgungsberechtig­
ten verpfändet oder gepfändet werden, und zwar mit der Beschränkung, daß der 
nach § 5 des Lohnpfändungsgesetzes 1955, BGBI. Nr. 51, nicht der Pfändung 
unterliegende Betrag, mindestens jedoch die Hälfte der Bezüge freibleiben muß. 
Die Hilflosenzulage (§ 11 Abs. 12), das Sterbegeld (§ 12 a) und die gemäß § 2 
Abs. 2 in sinngemäßer Anwendung der Bestimmungen des Kriegsopferversor­
gungsgesetzes 1957 zu leistende Pflege- oder Blindenzulage (§§ 18, 19 KOVG 
1957), Blindenführzulage (§ 20 KOVG 1957), Zu schuß (§§ 14 und 46 b KOVG 
1957) sowie das Wäschepauschale (Abschnitt VII der Anlage zu § 3~ KOVG 
1957) können weder verpfändet noch gepfändet werden . 
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Geltende Fassung 

§ 15 Abs. 8: 

(8) Eine wegen des Erlöscheris der Anspruchsberechtigung ini Siiuie des Abs. 1 
lit. b eingestellte Hinterbliebenenrente wird frühestens nach Ablauf des der 
Berechnung des Abfertigungsbetrages (§ 11 Abs. 4 in Verbindung mit § 38 Abs. 1 
des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957) zugrunde gelegten Zeitraumes auf 
Antrag wiedergewährt, wenn die Witwe oder Lebensgefährtin die österreichische 
Staatsbürgerschaft besitzt und 

1. die neue Ehe durch den Tod des Ehegatten oder durch Scheidung oder 
Aufhebung aufgelöst oder für nichtig erklärt wurde und die Auflösung der 
Ehe nicht aus dem alleinigen oder überwiegenden Verschulden der Ehefrau 
erfolgte oder bei Nichtigerklärung der Ehe die Ehefrau als schuldlos anzu­
sehen ist, wenn und insolange ihr aus dieser Ehe kein den notwendigen 
Lebensunterhalt deckender Anspruch auf Versorgung (Unterhalt) erwach­
sen ist; 

2. die neue Lebensgemeinschaft durch den Tod des Lebensgefährten aufgelöst 
wurde und ihr aus dieser Lebensgemeinschaft keine den notwendigen 
Lebensunterhalt deckenden Einkünfte zufließen. 

Zur Hinterbliebenenrente wird über Antrag Unterhaltsrente nach Maßgabe der 
Bestimmungen des § 11 Abs. 5, 8 und 14 gewährt. 

Vorgeschlagene Fassung 

§ 15 Abs. 8: 

(8) Eine wegen des Erlöschens der Anspruchsberechtigung im Sinne' des Abs. 1 
lit. b eingestellte Hinterbliebenenrente wird frühestens nach Ablauf von zweiein­
halb Jahren auf Antrag wiedergewährt, wenn die Witwe (der Witwer) oder die 
Lebensgefährtin' ( der Lebensgefährte) die österreichische Staatsbürgerschaft 
besitzt und 

1. die neue Ehe durch den Tod des Ehegatten oder durch Scheidung oder 
Aufhebung aufgelöst oder für nichtig erklärt wurde und die Auflösung der 
Ehe nicht aus dem alleinigen oder überwiegenden Verschulden der Ehefrau 
(des Ehemannes) erfolgte oder bei Nichtigerklärung der Ehe die Ehefrau 
(der Ehemann) als schuldlos anzusehen ist, wenn und insolange aus dieser 
Ehe kein den notwendigen Lebensunterhalt deckender Anspruch auf Ver­
sorgung (Unterhalt) erwachsen ist; 

00 

2. die neue Lebensgemeinschaft durch den Tod des Lebensgefährten (der 00 

Lebensgefährtin) aufgelöst wurde und aus dieser Lebensgemeinschaft keine ~ 
den notwendigen Lebensunterhalt deckenden Einkünfte zufließen. ~ 

Zur Hinterbliebenenrente wird über Antrag Unterhaltsrente nach Maßgabe der· ~ 
Bestimmungen des § 11 Abs. 5,8 und 14 gewährt, ~ 

I» 
C1Q 
~ 
::l 

896 der B
eilagen X

V
. G

P - R
egierungsvorlage (gescanntes O

riginal)
8 von 8

w
w

w
.parlam

ent.gv.at




